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Vereinbarung zur Weiterleitung von staatlichen Zuwendungen aus Mitteln des
Bayerischen Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales

Der BVS Bayern (Erstempfénger) wird in der Abteilung Inklusions- und Breitensport durch eine
staatliche Zuwendung aus Mitteln des Bayerischen Staatsministeriums flir Familie, Arbeit und Soziales
gefordert. Demzufolge wird zwischen dem BVS Bayern (Erstempfanger) und den ihm angehdrigen
Gliederungen (Letztempfénger) folgende Vereinbarung getroffen.

§ 1 Bedingungen
Die dem BVS Bayern (Erstempfanger) angehdrigen Gliederungen (Letztempféanger) sind an die
Bedingungen und Auflagen des jeweiligen an den BVS Bayern ergehenden Zuwendungsbescheides
gebunden. Diese Bedingungen und Auflagen gehen mit dem Zuwendungsbescheid an den
MaRnahmentrager als Mittelempfanger Uber.

Die haushaltsrechtlichen Vorschriften der Bayerischen Haushaltsordnung (BayHO) und die
einschlagigen Bestimmungen der Allgemeinen Nebenbestimmungen fir Zuwendungen zur
Projektférderung (ANBest-P) werden vom BVS Bayern (Erstempfanger) und den ihm angehdérigen
Gliederungen (Letztempfanger) beachtet.

§ 2 Anforderung der Zuwendung
Die staatliche Zuwendung ist eine freiwillige Leistung des Freistaates Bayern auf die kein
Rechtsanspruch besteht. Die Weiterleitung der staatlichen Zuwendungen aus Mitteln des Bayerischen
Staatsministeriums fur Familie, Arbeit und Soziales erfolgt jeweils im Rahmen eines Vertrages. Der
Erstempfanger leitet die Zuwendung als Fehlbedarfsfinanzierung weiter.

Der Bewilligungszeitraum ist das laufende Kalenderjahr.

§ 3 Verwendung der Zuwendung
Die Zuwendungen sind zweckgebunden und dirfen nur, wie im Zuwendungsbescheid fir den
MaRnahmentrager enthalten, verwendet werden. Bei allen Ausgaben ist der Haushaltsgrundsatz der
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten. Abweichungen vom eingereichten Finanzierungsplan
(auch in den einzelnen Kostenstellen) bedurfen der vorherigen Zustimmung der Landesgeschéftsstelle
Abteilung Inklusions- und Breitensport. Es ist keine Mischfinanzierung mit sonstigen Sportmitteln des
BVS Bayern mdglich.

§ 4 Prifung der Verwendung
Fir die Abwicklung der MaRnahme und die Priifung der Verwendung der Zuwendung rdumen die
Letztempfanger dem Zentrum Bayern Familie und Soziales (ZBFS), dem Bayerischen
Staatsministerium flr Familie, Arbeit und Soziales (StMAS), dem Bayerischen Obersten Rechnungshof
(ORH), dem Erstempfanger einschlief3lich den von ihnen Beauftragten das Priifungsrecht entsprechend
der ANBest-P und die gegebenenfalls daraus resultierenden Korrektur- und Riickforderungsrechte ein.

Dieses Projekt wird aus Mitteln des Bayerischen Staats-
ministeriums fur Arbeit und Soziales, Familie und Soziales
geférdert.
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§ 5 Erstattung der Zuwendung
Das ZBFS ist berechtigt, auf dessen Verlangen hin, etwaige Erstattungsanspriiche gegeniiber dem
Letztempfanger geltend zu machen. Hierbei gelten die Bestimmungen entsprechend Nr. 8 der ANBest-
P.

§ 6 Riicktritt
Der Erstempfanger behalt sich vor die Weiterleitung der Zuwendung aus wichtigem Grund zu verweigern.
Ein wichtiger Grund fir einen Ruckitritt ist insbesondere gegeben, wenn:
o die Voraussetzungen fur die Zuwendung nachtraglich entfallen sind,
e die Bewilligung der Zuwendung durch Angaben des Letztempfangers zustande gekommen ist,
die in wesentlicher Beziehung unrichtig oder unvollstadndig waren,
e der Letztempfanger bestimmten — im Zuwendungsbescheid bzw. in dieser Vereinbarung im
Einzelnen zu nennenden — Verpflichtungen nicht nachkommt.

Der Letztempfanger erkennt diese Rucktrittsgrinde sowie die gegebenenfalls daraus resultierenden
Ruckzahlungsverpflichtungen und vom Erstempfanger getroffenen Riickzahlungsregelungen an.

Gegeniber dem Letztempfanger bestehende Riickzahlungsanspriiche sind zu verzinsen. Die
Verzinsung ist an die geltenden Bestimmungen des Artikels 49a Abs. 3 Bayerisches
Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) gebunden.

§ 7 Projektbestimmungen
Das Projekt muss folgende Ziele verfolgen:

e Einbeziehung von Sportler*innen mit und ohne Behinderung

e Einbeziehung von einem  Kooperationspartner aus dem  (Nicht-)
Behindertenbereich (z.B. Sportverein ohne Erfahrung im Behindertensport,
Regelschule 0.a.)

e Es sollte versucht werden auch mdglichst Sportler*innen zu erreichen, die noch nicht ineinem
BVS Bayern Verein organisiert sind

§ 8 Haushaltsmittelkriterien
Die Haushaltsmittel in der Abteilung Inklusions- und Breitensport werden in Umsetzung des
Sportkonzeptes des BVS Bayern durch Beschluss des Verbandsausschusses vergeben. Dabei werden
die Haushaltsmittel entsprechend der gultigen BVS Finanz-, Honorar- und Reisekostenordnung und den
Vorgaben der ANBest-P des Bayerischen Staatsministeriums fur Familie, Arbeit und Soziales
abgerechnet.

Die Beantragung der Haushaltsmittel hat bis spatestens 15. September des Vorjahres eines
Bewilligungszeitraumes bei der Landesgeschaftsstelle zu erfolgen. Hierzu wird ein digitales
Meldeformular, inklusive Kosten- und Finanzierungsplans, vollstdndig ausgefillt eingereicht.

Der einzureichende Kosten- und Finanzierungsplan umfasst eine detaillierte Ubersicht der zu
erwartenden Ausgaben und Einnahmen. Der Letztempfanger ist verpflichtet anzugeben, wenn weitere
Zuwendungen fir denselben Zweck bei anderen 6ffentlichen Stellen beantragt oder von ihnen erhalt
oder wenn er — ggf. weitere — Mittel von Dritten erhalt. Aus dieser Ubersicht muss eine
Fehlbedarfsfinanzierung durch den BVS Bayern ersichtlich sein. Nur nach Genehmigung durch die
Landesgeschaftsstelle kann die Mallnahme stattfinden.

Dieses Projekt wird aus Mitteln des Bayerischen Staats-
ministeriums fir Arbeit und Soziales, Familie und Soziales
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§ 9 Haftpflichtversicherung
Der Hauptveranstalter ist daflir verantwortlich eine Haftpflichtversicherung abzuschlieRRen.

§ 10 Ausschreibung
Alle Veranstaltungen werden online Uber die Verbandswebsite ausgeschrieben. Ausschreibungen
missen so friih wie mdglich, jedoch mindestens 8 Wochen vor der Veranstaltung, zur Veréffentlichung
digital an die Landesgeschéftsstelle gesendet werden. Hierzu steht eine Mustervorlage zur Verfligung.

§ 11 Offentlichkeitsarbeit
Bei allen Verdffentlichungen (Flyern, Plakaten, Ausschreibungen, etc.) sowie Pressemitteilungen
mussen das Logo des Behinderten- und Rehabilitations-Sportverbands Bayern (BVS Bayern) sowie die
Wort-Bildmarke des Bayerischen Staatsministeriums fir Familie, Arbeit und Soziales enthalten sein.
Der Hinweis auf die finanzielle Férderung lautet: ,,Dieses Projekt wird aus Mitteln des Bayerischen
Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales geférdert.
Nach der Veranstaltung muss ein Nachbericht (inkl. Fotos) verfasst werden. Dieser wird zur

Veroffentlichung in den BVS Medien an _inklusion@bvs-bayern.com gesendet.

§ 12 Teilnahmeliste bei Veranstaltungen
Werden bei Veranstaltungen Teilnahmegebiihren verlangt, muss eine Unterschriftliste der
Teilnehmer*innen mit der Abrechnung der Landesgeschéftsstelle vorgelegt werden. Bei
GroRveranstaltungen kénnen auch Ergebnislisten eingereicht werden.

§ 13 Einnahmen bei Veranstaltungen
Die Einnahmen der Veranstaltung missen mit einem Beleg z.B. Kontoauszug bei der Abrechnung
nachgewiesen werden.

§ 14 Abrechnungsrichtlinien
Die MalRnahmen sind bis spatestens 4 Wochen nach der Veranstaltung abzurechnen. Bei spateren
Abrechnungen kann eine Bezuschussung nicht berlicksichtigt werden. Hierbei missen folgende
Unterlagen als Abrechnungspaket vollstdndig ausgefullt eingereicht werden:
e Abrechnungsblatt Inklusive Sportveranstaltung
e Teilnahmeliste
e Honorarabrechnung
¢ Reisekostenabrechnung
Es ist darauf zu achten, die kirzesten Strecken zu fahren, genaue Strecke anzugeben und nach
Moglichkeit Fahrgemeinschaften zu bilden. Es gelten die Vorschriften des Bayerischen
Reisekostengesetzes (BayRKG).
¢ Rechnungen/Quittungen in Kopie, auch fir Einnahmen
e Nach der Veranstaltung muss ein Nachbericht (inkl. Fotos) verfasst werden. Dieser wird zur
Veroffentlichung in den BVS Medien an inklusion@bvs-bayern.com gesendet.

Der Veranstalter bestatigt dem BVS Bayern mit seiner Unterschrift bei Veranstaltungen mit Kindern und
Jugendlichen das Flihrungszeugnis aller beteiligten Personen gepriift zu haben.

Dieses Projekt wird aus Mitteln des Bayerischen Staats-
ministeriums fir Arbeit und Soziales, Familie und Soziales
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§ 15 Einhalten von Fristen

Die Einhaltung von Fristen ist unabdingbar und Voraussetzung fiir die Weiterleitung von
Zuwendungen. Die folgende Tabelle fasst alle einzuhaltenden Fristen zusammen:

Abgabe bis spatestens Formular

1. Meldeformular & Vereinbarung an
Geschéftsstelle schicken

15. September des Vorjahres Digitaler Antrag im
Mitgliederbereich

2. Ausschreibung an
Geschéftsstelle schicken

8 Wochen vor Veranstaltung Ausschreibung Inklusive
Sportveranstaltung

3. Nachbericht (inkl. Fotos) an
inklusion@bvs-bayern.com
schicken.

spatestens 1 Woche nach
Veranstaltung

4. Abrechnungspaket
an Geschaftsstelle schicken

bis 4 Wochen nach e Abrechnungsblatt
Veranstaltung e Teilnahmeliste
e Honorarabrechnung

o Reisekostenabrechnung

Alle Formulare und Anlagen kénnen auf der Website des BVS Bayern heruntergeladen werden.

, den

Jamil Sahhar
Landesgeschaftsfihrer BVS Bayern

Dieses Projekt wird aus Mitteln des Bayerischen Staats-
ministeriums fir Arbeit und Soziales, Familie und Soziales

geférdert.

Vor- und Nachname in Druckbuchstaben

Unterschrift Vertretungsberechtigte*r

Name des Vereins
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Allgemeine Nebenbestimmungen
fur Zuwendungen zur Projektforderung
(ANBest-P)

Die ANBest-P enthalten Nebenbestimmungen (Bedingungen und Auflagen) im Sinne des Art. 36 des
Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes sowie notwendige Erlauterungen. Die Nebenbestimmun-
gen sind als Bestandteil des Zuwendungsbescheides verbindlich, soweit dort nicht ausdrtcklich etwas
Anderes bestimmt ist.

Inhaltsiubersicht:

® N o gk wDdh =

1.1

1.2

1.3

1.4

Anforderung und Verwendung der Zuwendung

Nachtrégliche ErmaRigung der Ausgaben oder Anderung der Finanzierung
Vergabe von Auftragen

Zur Erflllung des Zuwendungszwecks beschaffte Gegenstande
Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfangers

Nachweis der Verwendung

Prifung der Verwendung

Erstattung der Zuwendung, Verzinsung

Anforderung und Verwendung der Zuwendung

Die Zuwendung darf nur zur Erflllung des im Zuwendungsbescheid bestimmten Zwecks ver-
wendet werden. Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden.

Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhangenden Einnahmen (insbesondere Zuwendun-
gen, Leistungen Dritter) und der Eigenanteil des Zuwendungsempfangers sind als Deckungs-
mittel fir alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhangenden Ausgaben einzusetzen. Der
Finanzierungsplan (aufgegliederte Berechnung der mit dem Zuwendungszweck zusammen-
hangenden Ausgaben mit einer Ubersicht iber die beabsichtigte Finanzierung) ist hinsichtlich
des Gesamtergebnisses verbindlich. Die Einzelansatze dirfen um bis zu 20 v.H. Uberschritten
werden, soweit die Uberschreitung durch entsprechende Einsparungen bei anderen Einzelan-
satzen der zuwendungsfahigen Ausgaben ausgeglichen werden kann und hierdurch der Zu-
wendungszweck nicht beeintréachtigt wird. Beruht die Uberschreitung eines Einzelansatzes auf
behdérdlichen Bedingungen oder Auflagen, insbesondere im Rahmen des baurechtlichen Ver-
fahrens, sind innerhalb des Gesamtergebnisses des Finanzierungsplans auch weitergehende
Abweichungen zuldssig. Im Ubrigen sind Uberschreitungen zuldssig, wenn sie der Zuwen-
dungsempfanger voll aus eigenen Mitteln tragt. Die Satze 2 bis 4 finden bei Festbetragsfinan-
zierung keine Anwendung.

Durfen aus der Zuwendung auch Personalausgaben oder sachliche Verwaltungsausgaben ge-
leistet werden und werden die Gesamtausgaben des Zuwendungsempfangers uUberwiegend
aus Zuwendungen der 6ffentlichen Hand bestritten, darf der Zuwendungsempfanger seine Be-
schaftigten nicht besserstellen als vergleichbare Beschéftigte im 6ffentlichen Dienst; eine Zu-
wendung wird grundsatzlich nicht gewahrt, wenn héhere Entgelte als nach dem TV-L und dem
TV6D oder sonstige Uber- und aulertarifliche Leistungen gezahlt werden (Besserstellungsver-
bot). Findet das Besserstellungsverbot keine Anwendung oder ist eine Ausnahme zugelassen,
sind Personalausgaben bis zur Hohe der an vergleichbare Beschaftigte im offentlichen Dienst
gewahrten Leistungen zuwendungsfahig (Kappung).

Soweit im Zuwendungsbescheid keine festen Auszahlungstermine festgelegt sind, darf die Zu-
wendung nur insoweit und nicht eher angefordert werden, als sie innerhalb von drei Monaten
nach der Auszahlung fir fallige Zahlungen bendtigt wird. Die Anforderung jedes Teilbetrages
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muss die zur Beurteilung des Mittelbedarfs erforderlichen Angaben enthalten. Im Ubrigen darf
die Zuwendung wie folgt in Anspruch genommen werden:

bei Anteil- oder Festbetragsfinanzierung' jeweils anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer
Zuwendungsgeber und den vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln des Zuwendungs-
empfangers,

bei Fehlbedarfsfinanzierung', wenn die vorgesehenen eigenen und sonstigen Mittel des Zuwen-
dungsempfangers verbraucht sind. Wird ein zu deckender Fehlbedarf anteilig durch mehrere
Zuwendungsgeber finanziert, so darf die Zuwendung jeweils nur anteilig mit den Zuwendungen
der anderen Zuwendungsgeber angefordert werden.

Zahlungen vor Empfang der Gegenleistung dirfen aus der Zuwendung nur vereinbart oder be-
wirkt werden, soweit dies allgemein (blich oder durch besondere Umstande gerechtfertigt ist.

Die Bewilligungsbehdrde behalt sich vor, den Zuwendungsbescheid mit Wirkung fir die Zukunft
zu widerrufen, wenn sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht zu erreichen ist.

Nachtragliche ErméRigung der Ausgaben oder Anderung der Finanzie-
rung
ErmaRigen sich nach der Bewilligung die in dem Finanzierungsplan veranschlagten zuwen-

dungsfahigen Ausgaben, erhéhen sich die Deckungsmittel oder treten neue Deckungsmittel
hinzu, so wird die Zuwendung ermaRigt

bei Anteilfinanzierung? anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber und den
vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln des Zuwendungsempfangers,

bei Fehlbedarfsfinanzierung? um den vollen in Betracht kommenden Betrag; wird derselbe Zu-
wendungszweck sowohl vom Freistaat Bayern als auch vom Bund und/oder einem anderen
Land gefordert, wird Nr. 2.1.1 sinngemal angewendet.

Die Hohe der Zuwendung wird, sofern sie im Zuwendungsbescheid vorlaufig festgesetzt wurde,
durch den Schlussbescheid im zutreffenden Umfang endgiiltig festgesetzt, im Ubrigen ggf.
durch Ricknahme oder Widerruf (Art. 48, 49 BayVwVfG) korrigiert.

Vergabe von Auftragen

Vor der Vergabe eines Auftrags sind in der Regel mindestens drei Unternehmen zur Abgabe
eines Angebots aufzufordern. Unter den eingegangenen Angeboten ist das wirtschaftlichste
Angebot zu berucksichtigen. Dabei sind zu dokumentieren

a) die Leistungsbeschreibung,

b) die Angebotseinholung,

c) die eingegangenen Angebote und

d) die Auswahlentscheidung samt etwaiger Wertungskriterien.

Auftrége im Wert von bis zu 5 000 € (ohne Umsatzsteuer) fir Liefer- und Dienstleistungen und
bis zu 10 000 € (ohne Umsatzsteuer) fur freiberufliche Leistungen (im Sinne des § 18 Abs. 1
EStG) sowie fur Bauleistungen kdnnen unter Bericksichtigung der Haushaltsgrundsatze der
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit direkt vergeben werden.

Auftrdge sind an fachkundige und leistungsfahige Anbieter nach wettbewerblichen Gesichts-
punkten zu vergeben. Das bedeutet:

a) Anbieter, die zur Abgabe eines Angebots aufgefordert werden (Nr. 3.1) oder an die ein
Auftrag vergeben wird (Nr. 3.2), missen fachlich und personell in der Lage sein, den zu

' Die in Betracht kommende Finanzierungsart wird im Zuwendungsbescheid bestimmt.
2 Die in Betracht kommende Finanzierungsart wird im Zuwendungsbescheid bestimmt.
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vergebenden Auftrag auszufiihren. Die Vergabe an einen Generallibernehmer ist nicht zu-
lassig.

b) Der Zuwendungsempfanger soll zwischen den Anbietern wechseln, die er zur Abgabe ei-
nes Angebots auffordert (Nr. 3.1) oder an die er einen Auftrag direkt vergibt (Nr. 3.2).

Es wird darauf hingewiesen, dass weitergehende Bestimmungen den Zuwendungsempfanger
zur Anwendung von Vergabevorschriften verpflichten kénnen (z. B. Teil 4 des Gesetzes gegen
Wettbewerbsbeschrankungen (GWB)).

Zur Erfullung des Zuwendungszwecks beschaffte Gegenstande

Gegenstande, die zur Erfullung des Zuwendungszwecks erworben oder hergestellt werden,
sind fr den Zuwendungszweck zu verwenden und sorgfaltig zu behandeln. Der Zuwendungs-
empfanger darf Uber sie vor Ablauf der im Zuwendungsbescheid festgelegten zeitlichen Bin-
dung nicht anderweitig verfiigen. Nach Ablauf der zeitlichen Bindung ist — soweit verfiigt — mit
den beschafften Gegenstanden gemaR den Bestimmungen der Bewilligung zu verfahren.

Der Zuwendungsempfanger hat ganz oder tberwiegend zulasten nicht riickzahlbarer Zuwen-
dungen beschaffte Gegenstande, deren Anschaffungs- oder Herstellungswert 800 € (ohne Um-
satzsteuer) Uibersteigt, zu inventarisieren. Soweit aus besonderen Griinden der Staat Eigenti-
mer ist oder wird, sind die Gegenstande in dem Inventar besonders zu kennzeichnen.

Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfangers

Der Zuwendungsempfanger ist verpflichtet, unverziiglich der Bewilligungsbehoérde anzuzeigen,
wenn

er nach Vorlage des Finanzierungsplans — auch nach Vorlage des Verwendungsnachweises —
weitere Zuwendungen fiur denselben Zweck bei anderen 6ffentlichen Stellen beantragt oder von
ihnen erhalt oder wenn er — ggf. weitere — Mittel von Dritten erhalt,

der Verwendungszweck oder sonstige fur die Bewilligung der Zuwendung mafgebliche Um-
sténde sich andern oder wegfallen,

sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht oder mit der bewilligten Zuwendung nicht
zu erreichen ist,

die abgerufenen oder ausgezahlten Betrdge nicht innerhalb von zwei Monaten nach Auszah-
lung verbraucht werden koénnen,

zu inventarisierende Gegensténde innerhalb der zeitlichen Bindung nicht mehr entsprechend
dem Zuwendungszweck verwendet oder nicht mehr bendtigt werden,

ein Insolvenzverfahren gegen ihn beantragt oder eréffnet wird.

Nachweis der Verwendung

Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von sechs Monaten nach Erflillung des Zuwen-
dungszwecks, spatestens jedoch mit Ablauf des sechsten auf den Bewilligungszeitraum folgen-
den Monats, der Bewilligungsbehorde nachzuweisen (Verwendungsnachweis, Verwendungs-
bestatigung, VV Nr. 10.2, 10.3).

Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und einem zahlenmafigen Nach-
weis.

In dem Sachbericht sind die Verwendung der Zuwendung sowie das erzielte Ergebnis im Ein-
zelnen darzustellen.

In dem zahlenmaRigen Nachweis sind alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhangenden
Einnahmen (Zuwendungen, Leistungen Dritter und eigene Mittel) und Ausgaben entsprechend
der Gliederung des Finanzierungsplans auszuweisen. Soweit der Zuwendungsempfanger die



6.2

6.3

6.4

7.2

7.3

Anlage 2 zu Art. 44 BayHO (ANBest-P)
(VV Nr. 5.1 zu Art. 44 BayHO)

Méglichkeit zum Vorsteuerabzug nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes hat, diirfen nur die Ent-
gelte (Preis ohne Umsatzsteuer) berlicksichtigt werden.

Zudem ist dem zahlenmaRigen Nachweis eine Einzelaufstellung beizufiligen, in der, unterteilt
entsprechend der Gliederung des Finanzierungsplans, alle Einnahmen und Ausgaben in zeitli-
cher Folge und voneinander getrennt ausgewiesen sind. Aus der Einzelaufstellung missen Tag,
Empfanger/Einzahler sowie Grund und Einzelbetrag jeder Zahlung ersichtlich sein.

Mit dem Nachweis sind die Einnahme- und Ausgabebelege Uber die Einzelzahlungen und die
Vertrage Uber die Vergabe von Auftrdgen vorzulegen. Satz 1 gilt nicht, sofern auf die Vorlage
von Belegen verzichtet wurde (einfacher Verwendungsnachweis).

Die Belege missen die im Geschaftsverkehr Gblichen Angaben und Anlagen enthalten, die Aus-
gabebelege insbesondere den Zahlungsempfanger, Grund und Tag der Zahlung, den Zahlungs-
beweis und bei Gegenstanden den Verwendungszweck. AuRerdem missen die Belege ein ein-
deutiges Zuordnungsmerkmal zu dem Projekt (z.B. Projektnummer) enthalten. Das gilt entspre-
chend fiir den Nachweis von Eigenleistungen. Im Verwendungsnachweis ist zu bestatigen, dass
die Ausgaben notwendig waren, dass wirtschaftlich und sparsam verfahren worden ist und die
Angaben mit den Bichern und gegebenenfalls den Belegen tbereinstimmen.

Sofern im Zuwendungsbescheid zugelassen, genlgt eine Verwendungsbestatigung mit dem in
Muster 4a zu Art. 44 BayHO vorgegebenen Inhalt ohne Vorlage von Belegen.

Der Zuwendungsempfanger hat die in Nr. 6.1.5 genannten Belege und Vertrdge — auch im Falle
der Verwendungsbestatigung —, alle sonst mit der Férderung zusammenhangenden Unterlagen
(vgl. Nr. 7.1 Satz 1) sowie im Falle des Nachweises bzw. der Bestatigung der Verwendung auf
elektronischem Wege eine Ausfertigung des Verwendungsnachweises bzw. der Verwendungs-
bestatigung finf Jahre nach ihrer Vorlage aufzubewahren, sofern nicht nach steuerlichen oder
anderen Vorschriften eine langere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist. Zur Aufbewahrung kénnen
auch Bild- oder Datentrager verwendet werden. Das Aufnahme- und Wiedergabeverfahren
muss den Grundsatzen ordnungsgemaler Buchfilhrung oder einer in der 6ffentlichen Verwal-
tung allgemein zugelassenen Regelung entsprechen.

Darf der Zuwendungsempfanger zur Erfillung des Zuwendungszwecks Mittel an Dritte weiter-
leiten, hat er die von den empfangenden Stellen ihm gegenuber zu erbringenden Verwendungs-
und Zwischennachweise oder Verwendungsbestatigungen entsprechend VV Nr. 11 zu
Art. 44 BayHO zu prufen und den Prufvermerk dem Verwendungs- oder Zwischennachweis
nach Nr. 6.1 oder der Verwendungsbestatigung nach Nr. 6.2 beizufligen. Auf Anforderung der
Bewilligungsbehorde sind die Verwendungsnachweise und -bestatigungen der Letztempfanger
vorzulegen.

Prifung der Verwendung

Die Bewilligungsbehdrde ist berechtigt, Bucher, Belege und sonstige Geschaftsunterlagen an-
zufordern sowie die Verwendung der Zuwendung durch ortliche Erhebungen zu prifen oder
durch Beauftragte prifen zu lassen. Der Zuwendungsempfanger hat die erforderlichen Unterla-
gen bereitzuhalten und die notwendigen Auskunfte zu erteilen. In den Fallen der Nr. 6.4 sind
diese Rechte der Bewilligungsbehérde auch dem Dritten gegeniiber auszubedingen.

Unterhalt der Zuwendungsempfanger eine eigene Prifungseinrichtung, ist von dieser der Ver-
wendungsnachweis vorher zu prifen und die Priifung unter Angabe ihres Ergebnisses zu be-
scheinigen.

Der Oberste Rechnungshof ist berechtigt, bei den Zuwendungsempfangern zu priifen (Art. 91
BayHO).



Anlage 2 zu Art. 44 BayHO (ANBest-P)
(VV Nr. 5.1 zu Art. 44 BayHO)

8.
8.1

8.2

8.2.1
8.2.2
8.2.3
8.24

8.3

8.3.1

8.3.2

8.4

8.5

Erstattung der Zuwendung, Verzinsung

Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbescheid nach Verwaltungsverfahrens-
recht (Art. 43, 48, 49 BayVwVfG) oder anderen Rechtsvorschriften mit Wirkung fir die Vergan-
genheit zurickgenommen oder widerrufen worden oder sonst unwirksam geworden ist.

Nr. 8.1 gilt insbesondere, wenn

die Zuwendung durch unrichtige oder unvollstdndige Angaben erwirkt worden ist,
die Zuwendung nicht oder nicht mehr fir den vorgesehenen Zweck verwendet wird,
eine aufldésende Bedingung eingetreten ist;

die in einem Schlussbescheid endgultig festgesetzte Hohe einer unter Vorbehalt bewilligten Zu-
wendung hinter dem bereits ausgezahlten Zuwendungsbetrag zurtickbleibt.

Ein Widerruf mit Wirkung fir die Vergangenheit kommt auch in Betracht, soweit der Zuwen-
dungsempfanger

die Zuwendung nicht alsbald nach Auszahlung zur Erfillung des Zuwendungszwecks verwen-
det oder

Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist erfillt, insbesondere den vorgeschrie-
benen Verwendungsnachweis nicht rechtzeitig vorlegt sowie Mitteilungspflichten (Nr. 5) nicht
rechtzeitig nachkommt.

Der Erstattungsanspruch ist mit drei Prozentpunkten Uber dem Basiszinssatz nach § 247 BGB
jahrlich nach MaRgabe des Art. 49a Abs. 3 BayVwVfG zu verzinsen.

Werden Zuwendungen nicht alsbald nach der Auszahlung zur Erfiillung des Zuwendungs-
zwecks verwendet und wird der Zuwendungsbescheid nicht zurickgenommen oder widerrufen,
so koénnen flr die Zeit von der Auszahlung bis zur zweckentsprechenden Verwendung ebenfalls
Zinsen in Héhe von drei Prozentpunkten tGber dem Basiszinssatz nach § 247 BGB jahrlich ver-
langt werden. Entsprechendes gilt, soweit eine Leistung in Anspruch genommen wird, obwohl
andere Mittel anteilig oder vorrangig einzusetzen sind (Art. 49a Abs. 4 Satz 2 BayVwVfG).
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	Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-P)
	1. Anforderung und Verwendung der Zuwendung
	1.1 Die Zuwendung darf nur zur Erfüllung des im Zuwendungsbescheid bestimmten Zwecks verwendet werden. Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden.
	1.2 Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen (insbesondere Zuwendungen, Leistungen Dritter) und der Eigenanteil des Zuwendungsempfängers sind als Deckungsmittel für alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Ausgaben einzusetzen. D...
	1.3 Dürfen aus der Zuwendung auch Personalausgaben oder sächliche Verwaltungsausgaben geleistet werden und werden die Gesamtausgaben des Zuwendungsempfängers überwiegend aus Zuwendungen der öffentlichen Hand bestritten, darf der Zuwendungsempfänger se...
	1.4 Die Zuwendung darf nur insoweit und nicht eher angefordert werden, als sie innerhalb von zwei Monaten nach der Auszahlung für fällige Zahlungen benötigt wird. Die Anforderung jedes Teilbetrages muss die zur Beurteilung des Mittelbedarfs erforderli...
	1.4.1 bei Anteil- oder Festbetragsfinanzierung0F  jeweils anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber und den vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln des Zuwendungsempfängers,
	1.4.2 bei Fehlbedarfsfinanzierung1, wenn die vorgesehenen eigenen und sonstigen Mittel des Zuwendungsempfängers verbraucht sind. Wird ein zu deckender Fehlbedarf anteilig durch mehrere Zuwendungsgeber finanziert, so darf die Zuwendung jeweils nur ante...

	1.5 Zahlungen vor Empfang der Gegenleistung dürfen aus der Zuwendung nur vereinbart oder bewirkt werden, soweit dies allgemein üblich oder durch besondere Umstände gerechtfertigt ist.
	1.6 Die Bewilligungsbehörde behält sich vor, den Zuwendungsbescheid mit Wirkung für die Zukunft zu widerrufen, wenn sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht zu erreichen ist.

	2. Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung
	2.1 Ermäßigen sich nach der Bewilligung die in dem Finanzierungsplan veranschlagten zuwendungsfähigen Ausgaben, erhöhen sich die Deckungsmittel oder treten neue Deckungsmittel hinzu, so ermäßigt sich die Zuwendung
	2.1.1 bei Anteilfinanzierung1F  anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber und den vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln des Zuwendungsempfängers,
	2.1.2 bei Fehlbedarfsfinanzierung2 um den vollen in Betracht kommenden Betrag; wird derselbe Zuwendungszweck sowohl vom Freistaat Bayern als auch vom Bund und/oder einem anderen Land gefördert, wird Nr. 2.1.1 sinngemäß angewendet.

	2.2 Nr. 2.1 gilt nur, wenn sich die zuwendungsfähigen Ausgaben oder die Deckungsmittel insgesamt um mehr als 500 € ändern. Sie ist nicht anzuwenden

	3. Vergabe von Aufträgen
	3.1 Bei der Vergabe von Aufträgen für Bauleistungen die Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen Teil A (VOB/A) Abschnitt 12F .
	3.2 Bei der Vergabe von Aufträgen für Lieferungen und Leistungen die Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen Teil A (VOL/A) Abschnitt 13F .
	3.3 Weitergehende Bestimmungen, die den Zuwendungsempfänger zur Anwendung von Vergabevorschriften verpflichten (z. B. die §§ 97 ff. GWB in Verbindung mit der Vergabeverordnung bzw. der Sektorenverordnung in ihren jeweils geltenden Fassungen und dem Ab...
	3.4 Die Richtlinien für die Berücksichtigung bevorzugter Bewerber bei der Vergabe öffentlicher Aufträge – Spätaussiedler, Werkstätten für Behinderte und Blindenwerkstätten, Verfolgte – (Bevorzugten-Richtlinien) in der jeweils geltenden Fassung4F .
	3.5 Die Mittelstandsrichtlinien Öffentliches Auftragswesen der Staatsregierung in der jeweils geltenden Fassung5F .
	3.6 Die Umweltrichtlinien Öffentliches Auftragswesen der Staatsregierung in der jeweils geltenden Fassung6F .
	3.7 Die Nrn. 3.1, 3.2, 3.4 bis 3.6 finden keine Anwendung, wenn die Zuwendung oder bei Finanzierung durch mehrere Stellen der Gesamtbetrag der Zuwendung weniger als 50 000 € beträgt, es sei denn, der Zuwendungsempfänger ist aus anderen Gründen verpfli...

	4. Zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschaffte Gegenstände
	4.1 Gegenstände, die zur Erfüllung des Zuwendungszwecks erworben oder hergestellt werden, sind für den Zuwendungszweck zu verwenden und sorgfältig zu behandeln. Der Zuwendungsempfänger darf über sie vor Ablauf der im Zuwendungsbescheid festgelegten ze...
	4.2 Der Zuwendungsempfänger hat ganz oder überwiegend zu Lasten nicht rückzahlbarer Zuwendungen beschaffte Gegenstände, deren Anschaffungs- oder Herstellungswert 410 € (ohne Umsatzsteuer) übersteigt, zu inventarisieren. Soweit aus besonderen Gründen d...

	5. Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers
	5.1 er nach Vorlage des Finanzierungsplans – auch nach Vorlage des Verwendungsnachweises – weitere Zuwendungen für denselben Zweck bei anderen öffentlichen Stellen beantragt oder von ihnen erhält oder wenn er – ggf. weitere – Mittel von Dritten erhält,
	5.2 der Verwendungszweck oder sonstige für die Bewilligung der Zuwendung maßgebliche Umstände sich ändern oder wegfallen,
	5.3 sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht oder mit der bewilligten Zuwendung nicht zu erreichen ist,
	5.4 die abgerufenen oder ausgezahlten Beträge nicht innerhalb von zwei Monaten nach Auszahlung verbraucht werden können,
	5.5 zu inventarisierende Gegenstände innerhalb der zeitlichen Bindung nicht mehr entsprechend dem Zuwendungszweck verwendet oder nicht mehr benötigt werden,
	5.6 ein Insolvenzverfahren gegen ihn beantragt oder eröffnet wird.

	6. Nachweis der Verwendung
	6.1 Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von sechs Monaten nach Erfüllung des Zuwendungszwecks, spätestens jedoch mit Ablauf des sechsten auf den Bewilligungszeitraum folgenden Monats, der Bewilligungsbehörde nachzuweisen (Verwendungsnachweis, V...
	6.1.1 Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis.
	6.1.2 In dem Sachbericht sind die Verwendung der Zuwendung sowie das erzielte Ergebnis im Einzelnen darzustellen.
	6.1.3 In dem zahlenmäßigen Nachweis sind die Einnahmen und Ausgaben in zeitlicher Folge und voneinander getrennt entsprechend der Gliederung des Finanzierungsplans auszuweisen. Der Nachweis muss alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen...
	6.1.4 Mit dem Nachweis sind die Belege (Einnahme- und Ausgabebelege) über die Einzelzahlungen und die Verträge über die Vergabe von Aufträgen vorzulegen.
	6.1.5 Sofern ein einfacher Verwendungsnachweis zugelassen ist, besteht dieser aus dem Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis ohne Vorlage von Belegen, in dem Einnahmen und Ausgaben entsprechend der Gliederung des Finanzierungsplans summarisch zu...
	6.1.6 Die Belege müssen die im Geschäftsverkehr üblichen Angaben und Anlagen enthalten, die Ausgabebelege insbesondere den Zahlungsempfänger, Grund und Tag der Zahlung, den Zahlungsbeweis und bei Gegenständen den Verwendungszweck. Außerdem müssen die ...

	6.2 Sofern im Zuwendungsbescheid zugelassen, genügt eine Verwendungsbestätigung mit dem in Muster 4a zu Art. 44 BayHO vorgegebenen Inhalt ohne Vorlage von Belegen.
	6.3 Der Zuwendungsempfänger hat die in Nr. 6.1.4 genannten Belege und Verträge – auch im Falle der Verwendungsbestätigung –, alle sonst mit der Förderung zusammenhängenden Unterlagen (vgl. Nr. 7.1 Satz 1) sowie im Falle des Nachweises bzw. der Bestäti...
	6.4 Darf der Zuwendungsempfänger zur Erfüllung des Zuwendungszwecks Mittel an Dritte weiterleiten, sind die von den empfangenden Stellen ihm gegenüber zu erbringenden Verwendungs- und Zwischennachweise bzw. -bestätigungen dem Verwendungs- oder Zwische...

	7. Prüfung der Verwendung
	7.1 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Belege und sonstige Geschäftsunterlagen anzufordern sowie die Verwendung der Zuwendung durch örtliche Erhebungen zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen. Der Zuwendungsempfänger hat die erf...
	7.2 Unterhält der Zuwendungsempfänger eine eigene Prüfungseinrichtung, ist von dieser der Verwendungsnachweis vorher zu prüfen und die Prüfung unter Angabe ihres Ergebnisses zu bescheinigen.
	7.3 Der Oberste Rechnungshof ist berechtigt, bei den Zuwendungsempfängern zu prüfen (Art. 91 BayHO).

	8. Erstattung der Zuwendung, Verzinsung
	8.1 Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungsbescheid nach Verwaltungsverfahrensrecht (Art. 43, 48, 49 BayVwVfG) oder anderen Rechtsvorschriften mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen oder widerrufen worden oder sonst unwirksam g...
	8.2 Nr. 8.1 gilt insbesondere, wenn
	8.2.1 die Zuwendung durch unrichtige oder unvollständige Angaben erwirkt worden ist,
	8.2.2 die Zuwendung nicht oder nicht mehr für den vorgesehenen Zweck verwendet wird,
	8.2.3 eine auflösende Bedingung eingetreten ist (z.B. nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung nach Nr. 2).

	8.3 Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit kommt auch in Betracht, soweit der Zuwendungsempfänger
	8.3.1 die Zuwendung nicht alsbald nach Auszahlung zur Erfüllung des Zuwendungszwecks verwendet oder
	8.3.2 Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten Frist erfüllt, insbesondere den vorgeschriebenen Verwendungsnachweis nicht rechtzeitig vorlegt sowie Mitteilungspflichten (Nr. 5) nicht rechtzeitig nachkommt.

	8.4 Der Erstattungsanspruch ist mit drei Prozentpunkten über dem Basiszinssatz nach § 247 BGB jährlich nach Maßgabe des Art. 49a Abs. 3 BayVwVfG zu verzinsen.
	8.5 Werden Zuwendungen nicht alsbald nach der Auszahlung zur Erfüllung des Zuwendungszwecks verwendet und wird der Zuwendungsbescheid nicht zurückgenommen oder widerrufen, so können für die Zeit von der Auszahlung bis zur zweckentsprechenden Verwendun...
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	Allgemeine Nebenbestimmungen  für Zuwendungen zur Projektförderung  (ANBest-P)
	1. Anforderung und Verwendung der Zuwendung
	1.1 Die Zuwendung darf nur zur Erfüllung des im Zuwendungsbescheid bestimmten Zwecks verwendet werden. Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden.
	1.2 Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen (insbesondere Zuwendungen, Leistungen Dritter) und der Eigenanteil des Zuwendungsempfängers sind als Deckungsmittel für alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Ausgaben einzusetzen. D...
	1.3 Dürfen aus der Zuwendung auch Personalausgaben oder sächliche Verwaltungsausgaben geleistet werden und werden die Gesamtausgaben des Zuwendungsempfängers überwiegend aus Zuwendungen der öffentlichen Hand bestritten, darf der Zuwendungsempfänger se...
	1.4 Soweit im Zuwendungsbescheid keine festen Auszahlungstermine festgelegt sind, darf die Zuwendung nur insoweit und nicht eher angefordert werden, als sie innerhalb von drei Monaten nach der Auszahlung für fällige Zahlungen benötigt wird. Die Anford...
	1.4.1 bei Anteil- oder Festbetragsfinanzierung0F  jeweils anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber und den vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln des Zuwendungsempfängers,
	1.4.2 bei Fehlbedarfsfinanzierung1, wenn die vorgesehenen eigenen und sonstigen Mittel des Zuwendungsempfängers verbraucht sind. Wird ein zu deckender Fehlbedarf anteilig durch mehrere Zuwendungsgeber finanziert, so darf die Zuwendung jeweils nur ante...

	1.5 Zahlungen vor Empfang der Gegenleistung dürfen aus der Zuwendung nur vereinbart oder bewirkt werden, soweit dies allgemein üblich oder durch besondere Umstände gerechtfertigt ist.
	1.6 Die Bewilligungsbehörde behält sich vor, den Zuwendungsbescheid mit Wirkung für die Zukunft zu widerrufen, wenn sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht zu erreichen ist.

	2. Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung
	2.1 Ermäßigen sich nach der Bewilligung die in dem Finanzierungsplan veranschlagten zuwendungsfähigen Ausgaben, erhöhen sich die Deckungsmittel oder treten neue Deckungsmittel hinzu, so wird die Zuwendung ermäßigt
	2.1.1 bei Anteilfinanzierung1F  anteilig mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwendungsgeber und den vorgesehenen eigenen und sonstigen Mitteln des Zuwendungsempfängers,
	2.1.2 bei Fehlbedarfsfinanzierung2 um den vollen in Betracht kommenden Betrag; wird derselbe Zuwendungszweck sowohl vom Freistaat Bayern als auch vom Bund und/oder einem anderen Land gefördert, wird Nr. 2.1.1 sinngemäß angewendet.

	2.2 Die Höhe der Zuwendung wird, sofern sie im Zuwendungsbescheid vorläufig festgesetzt wurde, durch den Schlussbescheid im zutreffenden Umfang endgültig festgesetzt, im Übrigen ggf. durch Rücknahme oder Widerruf (Art. 48, 49 BayVwVfG) korrigiert.

	3. Vergabe von Aufträgen
	3.1 Vor der Vergabe eines Auftrags sind in der Regel mindestens drei Unternehmen zur Abgabe eines Angebots aufzufordern. Unter den eingegangenen Angeboten ist das wirtschaftlichste Angebot zu berücksichtigen. Dabei sind zu dokumentieren
	a) die Leistungsbeschreibung,
	b) die Angebotseinholung,
	c) die eingegangenen Angebote und
	d) die Auswahlentscheidung samt etwaiger Wertungskriterien.

	3.2 Aufträge im Wert von bis zu 5 000 € (ohne Umsatzsteuer) für Liefer- und Dienstleistungen und bis zu 10 000 € (ohne Umsatzsteuer) für freiberufliche Leistungen (im Sinne des § 18 Abs. 1 EStG) sowie für Bauleistungen können unter Berücksichtigung de...
	3.3 Aufträge sind an fachkundige und leistungsfähige Anbieter nach wettbewerblichen Gesichtspunkten zu vergeben. Das bedeutet:
	a) Anbieter, die zur Abgabe eines Angebots aufgefordert werden (Nr. 3.1) oder an die ein Auftrag vergeben wird (Nr. 3.2), müssen fachlich und personell in der Lage sein, den zu vergebenden Auftrag auszuführen. Die Vergabe an einen Generalübernehmer is...
	b) Der Zuwendungsempfänger soll zwischen den Anbietern wechseln, die er zur Abgabe eines Angebots auffordert (Nr. 3.1) oder an die er einen Auftrag direkt vergibt (Nr. 3.2).

	3.4 Es wird darauf hingewiesen, dass weitergehende Bestimmungen den Zuwendungsempfänger zur Anwendung von Vergabevorschriften verpflichten können (z. B. Teil 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB)).

	4. Zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschaffte Gegenstände
	4.1 Gegenstände, die zur Erfüllung des Zuwendungszwecks erworben oder hergestellt werden, sind für den Zuwendungszweck zu verwenden und sorgfältig zu behandeln. Der Zuwendungsempfänger darf über sie vor Ablauf der im Zuwendungsbescheid festgelegten ze...
	4.2 Der Zuwendungsempfänger hat ganz oder überwiegend zulasten nicht rückzahlbarer Zuwendungen beschaffte Gegenstände, deren Anschaffungs- oder Herstellungswert 800 € (ohne Umsatzsteuer) übersteigt, zu inventarisieren. Soweit aus besonderen Gründen de...

	5. Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfängers
	5.1 er nach Vorlage des Finanzierungsplans – auch nach Vorlage des Verwendungsnachweises – weitere Zuwendungen für denselben Zweck bei anderen öffentlichen Stellen beantragt oder von ihnen erhält oder wenn er – ggf. weitere – Mittel von Dritten erhält,
	5.2 der Verwendungszweck oder sonstige für die Bewilligung der Zuwendung maßgebliche Umstände sich ändern oder wegfallen,
	5.3 sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht oder mit der bewilligten Zuwendung nicht zu erreichen ist,
	5.4 die abgerufenen oder ausgezahlten Beträge nicht innerhalb von zwei Monaten nach Auszahlung verbraucht werden können,
	5.5 zu inventarisierende Gegenstände innerhalb der zeitlichen Bindung nicht mehr entsprechend dem Zuwendungszweck verwendet oder nicht mehr benötigt werden,
	5.6 ein Insolvenzverfahren gegen ihn beantragt oder eröffnet wird.

	6. Nachweis der Verwendung
	6.1 Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von sechs Monaten nach Erfüllung des Zuwendungszwecks, spätestens jedoch mit Ablauf des sechsten auf den Bewilligungszeitraum folgenden Monats, der Bewilligungsbehörde nachzuweisen (Verwendungsnachweis, V...
	6.1.1 Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis.
	6.1.2 In dem Sachbericht sind die Verwendung der Zuwendung sowie das erzielte Ergebnis im Einzelnen darzustellen.
	6.1.3 In dem zahlenmäßigen Nachweis sind alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen (Zuwendungen, Leistungen Dritter und eigene Mittel) und Ausgaben entsprechend der Gliederung des Finanzierungsplans auszuweisen. Soweit der Zuwendungsemp...
	6.1.4 Zudem ist dem zahlenmäßigen Nachweis eine Einzelaufstellung beizufügen, in der, unterteilt entsprechend der Gliederung des Finanzierungsplans, alle Einnahmen und Ausgaben in zeitlicher Folge und voneinander getrennt ausgewiesen sind. Aus der Ein...
	6.1.5 Mit dem Nachweis sind die Einnahme- und Ausgabebelege über die Einzelzahlungen und die Verträge über die Vergabe von Aufträgen vorzulegen. Satz 1 gilt nicht, sofern auf die Vorlage von Belegen verzichtet wurde (einfacher Verwendungsnachweis).
	6.1.6 Die Belege müssen die im Geschäftsverkehr üblichen Angaben und Anlagen enthalten, die Ausgabebelege insbesondere den Zahlungsempfänger, Grund und Tag der Zahlung, den Zahlungsbeweis und bei Gegenständen den Verwendungszweck. Außerdem müssen die ...

	6.2 Sofern im Zuwendungsbescheid zugelassen, genügt eine Verwendungsbestätigung mit dem in Muster 4a zu Art. 44 BayHO vorgegebenen Inhalt ohne Vorlage von Belegen.
	6.3 Der Zuwendungsempfänger hat die in Nr. 6.1.5 genannten Belege und Verträge – auch im Falle der Verwendungsbestätigung –, alle sonst mit der Förderung zusammenhängenden Unterlagen (vgl. Nr. 7.1 Satz 1) sowie im Falle des Nachweises bzw. der Bestäti...
	6.4 Darf der Zuwendungsempfänger zur Erfüllung des Zuwendungszwecks Mittel an Dritte weiterleiten, hat er die von den empfangenden Stellen ihm gegenüber zu erbringenden Verwendungs- und Zwischennachweise oder Verwendungsbestätigungen entsprechend VV N...
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